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Ablösung der kombinierten Vaterschaftsbeistandschaft durch eine Erziehungsbeistandschaft

Sachverhalt

Ich habe eine Beistandschaft nach Art. 309 und 308/2 angetreten. Vaterschaft und Unterhalt konnten zur Zufriedenheit aller inkl. VB längstens innert der “1-Jahres-Frist“ geregelt werden. Ich habe also in einem kurzen Begleitschreiben die VB um die erforderliche Zustimmung gebeten und gleichzeitig beantragt, die Massnahme n.309 aufzuheben und diejenige n.308/2 zwecks Besuchsrechtsregelung aber weiter zu führen. Zudem habe ich angetönt, dass voraussichtlich die Massnahme um den Art.308/1 erweitert werden muss, dafür aber die Ergebnisse der parallel angelaufenen Abklärung einer Gefährdungsmeldung abzuwarten seien.

Ich wurde in einer ersten Runde vom VV-Sekretariat aufgefordert, die Zusätze betreffend 308/2 und 308/1 sowie die Bemerkung betr. Gefährdungsmeldung aus meinem Schreiben zu entfernen und dann neu einzureichen. Das habe ich natürlich nicht gemacht und darum gebeten, doch bitte mein Schreiben wie es ist entgegenzunehmen.

Nun habe ich den Beschluss der VB erhalten. Demzufolge ist der UHV genehmigt und wird  explizit zur  Kenntnis genommen, dass die Aufträge der Vaterschafts-/Unterhaltsregelung erfüllt sind, ich aber gemäss Art.451 einen regulären Schlussbericht für die Art. 309 und 308/2 (obwohl an der gleichen Sitzung aufgrund des Abklärungsberichtes Gefährdmeldung eine Beistandschaft nach 308 1 und 2 errichtet worden ist) einzureichen habe. 

Muss ich das tatsächlich? Sicher werde ich nichts zum Freizeitverhalten des 9-monate alten Kindes schreiben müssen, aber was denn überhaupt noch?

Erwägungen

1. Die kombinierte Vaterschaftsbeistandschaft gemäss Art. 309 und 308 Abs. 2 ZGB (der Terminus ist eine Schöpfung aus der Praxis) bezweckt die Herstellung des Kindesverhältnisses zum Vater und die vertragliche oder gerichtliche Unterhaltsregelung. Wenn beide Aufträge erfüllt sind, erstattet der Beistand der Vormundschaftsbehörde seinen Schlussbericht
.


2. Die Vormundschaftsbehörde nimmt den Schlussbericht des Beistandes für die massgebliche Periode ab, nimmt die Anerkennung oder gerichtliche Feststellung der Vaterschaft zur Kenntnis, genehmigt den Unterhaltsvertrag, hebt die Beistandschaften auf und entlässt den Beistand aus seinem Amt, nimmt das Kindesvermögensinventar respektive die Erklärung der Mutter zum Kindesvermögen (Art. 318 ZGB) zu den Akten, legt die Verfahrenskosten fest und eröffnet diesen Beschluss mit der nötigen Rechtsmittelbelehrung der Mutter und dem Beistand und orientiert den Vater sowie die vormundschaftliche Aufsichtsbehörde durch Zustellung einer Kopie.


3. Der Schlussbericht des Beistandes enthält alle nötigen Informationen über den Auftrag und dessen Erledigung. Dient er als Grundlage zur Genehmigung des Unterhaltsvertrages, enthält er auch alle nötigen Informationen und Erwägungen zur Angemessenheit des Unterhaltsbeitrages. Im weiteren ist der Beistand verpflichtet, der Vormundschaftsbehörde die nötigen Entscheidungsgrundlagen zu liefern, damit sie die Beistandschaften aufheben kann oder allenfalls anderer Kindesschutzmassnahmen anordnen kann (Art. 309 Abs. 3 ZGB). 


4. Es empfiehlt sich und bewährt sich in der Praxis, bei Vorliegen der Voraussetzungen für die Anordnung einer Erziehungsbeistandschaft wie folgt vorzugehen:

a. Aufheben der kombinierten Vaterschaftsbeistandschaft 309/308. Abs. 2 ZGB, welche zwei konkrete Ziele verfolgte.

b. Anordnung einer Erziehungsbeistandschaft gemäss Art. 308 ZGB neuem Auftrag (Überwachung des Besuchsrechts, Begleitung der Mutter etc.).


Denkbar wäre auch, nur die Beistandschaft gemäss Art. 309 ZGB aufzuheben, jene nach Art. 308 Abs. 2 ZGB aber zu belassen und einfach deren Zweck zu ändern. Das führt aber zu uneinheitlicher Praxis, je nach dem wie die Folgemassnahme aussieht (z.B. eine Massnahme nach 307 oder 308 Abs. 1) und zu unklaren Verhältnissen für alle Beteiligten, darüber hinaus auch zu technischen Erfassungsproblemen, namentlich auch in statistischer Hinsicht.

Transparenter ist der Abschluss der Vaterschaftsregelung mit Aufhebung der entsprechenden Massnahmen und der Neubeginn von Massnahmen, welche zum erziehungsbezogenen Schutz des Kindes errichtet werden.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 28. Oktober 2002
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